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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Nichterledigung der Arbeiten der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Enquete-Kommission „Demographischer Wandel" hat ihren 
Auftrag, dem Deutschen Bundestag ihren Bericht so rechtzeitig 
vorzulegen, daß bis Ende der Wahlperiode eine Aussprache dar- 
über im Deutschen Bundestag stattfinden kann, nicht erfüllt. 

Sie kommt auch ihrer Verpflichtung nicht nach, für den Fall der 
Nichterstattung eines abschließenden Berichtes in dieser Legis- 
laturperiode einen Zwischenbericht vorzulegen, auf dessen 
Grundlage der Deutsche Bundestag entscheiden kann, ob die 
Enquete-Kommission ihre Arbeit fortsetzen oder einstellen soll. 

Der Deutsche Bundestag nimmt diesen Sachverhalt mißbilligend 
zur Kenntnis. 


Bonn, den 28. Mai 1998 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die Geschäftsordnung sieht vor, daß die Enquete-Kommissionen 
ihre Berichte so rechtzeitig vorzulegen haben, daß bis zum Ende 
der Wahlperiode eine Aussprache hierüber im Deutschen 
Bundestag stattfinden kann. Sofern ein abschließender Bericht 
nicht erstattet werden kann, ist ein Zwischenbericht vorzulegen, 
auf dessen Grundlage der Deutsche Bundestag entscheidet, ob die 
Enquete-Kommission ihre Arbeit fortsetzen oder einstellen kann. 

Diese geschäftsordnungsrechtlichen Verpflichtungen wurden 
nicht erfüllt. 

Offensichtlich scheuen der Bundeskanzler und seine Koalition die 
Veröffentlichung der von Abgeordneten und Sachverständigen 
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gemeinsam erarbeiteten Ergebnisse und vor allem der daraus zu 
ziehenden Handlungsoptionen für die vor uns liegenden Jahr- 
zehnte und haben deshalb die Order an ihre Vertreter in der 
Kommission ausgegeben, alles zu tun, damit vor der Bundestags- 
wahl eine Diskussion im Deutschen Bundestag und in der Öffent- 
lichkeit über den demographischen Wandel und seine Konse- 
quenzen verhindert wird. 

Statt dessen gebrauchen der Bundeskanzler, CDU/CSU und F.D.P. 
den Begriff „Demographischer Wandel" als einen Kampfbegriff 
gegen den Sozialstaat und den Abbau sozialer Leistungen. Der 
Tatbestand demographischer Veränderungen soll letztendlich 
Begründung und Alibi für die verfehlte Politik der Bundesregie- 
rung sein. Die Verantwortung für das eigene Tun wird abge- 
schoben auf die demographische Veränderung. Die Zukunft wird 
als nicht beeinflußbar hingestellt, so daß die Menschen möglichst 
ohne Wiederspruch heute das hinnehmen sollen, was die Regie- 
rung verordnet. 

Wer die Probleme der Zukunft lösen will, muß heute damit anfan- 
gen. Der Abschlußbericht der Enquete-Kommission „Demogra- 
phischer Wandel" sollte die Möglichkeit bieten, die Herausforde- 
rungen unserer älter werdenden Gesellschaft zu erkennen, 
anzunehmen und zu meistern. 
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